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Nom Fandtage. 
Abgeordnetenhaus. 
29. Sitzung. 
Berlin, 9. März. 1 Uhr. Am Miniſtertiſche v. Puttkamer, v. Goßler, 
Bitter und Kommiſſarien. 8 ; Le 

Das Haus erledigt Nis u Reihe von Petitionen. 

Die Petition des Kultur⸗Ingenieurs Müller zu Artern um Bes 
ee d Mittel zur Veſoldung von Kulturtechnikern wird 
auf den Antrag der Agrarkommiſſion, der Staatsregierung als Ma⸗ 
terial bei Beſchlußfaſſung über den in der 22. Sitzung vom 19. De⸗ 
Bee 1878 vom Haufe der Abgeordneten angenommenen Antrag auf 
ei 


Das Abonnement auf dieſes täg 
nde Blat 
ES Ukagen E 
e 
2 ſchen Reiches an. 


orm und Organiſation des öffentlichen Vermeſſungsweſens Ober 


? ieſen. g > 
: Die Petition des Bürgermeiſters der Gemeinde Broich wegen Er: 
ſtattung des den Gemeinden Broich und Speldorf durch die Ueber⸗ 
nabme ber Beamten der früheren rheiniſchen Eiſenbahn in den Staats⸗ 
dienſt erwachſenen Ausfalls an Kommunalſteuern und anderweitiger 
Berechnung des Einkommens der dortigen Eiſenbahn⸗Werkſtätten wird 
auf Antrag der Gemeinde⸗Kommiſſion, ſoweit eine Entſchädigung für 
den Ausfall an Kommunalſteuern beantragt iſt, Mangels nachge⸗ 
wieſener Reiler net Inſtanzenzuges durch Tagesordnung erledigt, 
edoch bezüglich des Antrages auf anderweite Regelung der Kommunal⸗ 
jefteuerung der Eiſenbahnen der Staatsregierung als Material über⸗ 


en. 
Es folgen mehrere Petitionen von Gymnaſtal⸗ und Realſchul⸗ 
lebrern wegen Aufbeſſerung ihres Gehaltes bis zur Höhe der Richter⸗ 
ebälter. Die Unterrichtskommiſſion beantragt die Petitionen der 
Staatsregierung zur Berückſichtigung bei Gelegenheit der 
UNubjbeſſerung der Beamtengehälter zu überweiſen. . 

\ Abg. Franz: Die Minorität der Unterrichtskommiſſion ſteht 
den Petenten wohlwollend gegenüber, aber ſie iſt nicht in der Lage, 
die Petitionen der 5 zur Berückſichtigung zu überweiſen, weil 
man den finanziellen Effekt der Aufbeſſerung von Lehrergehältern noch 

nicht überjeben kann. Da es im Ganzen etwa 3582 ftantlich ange: 
ſtellte Lehrer an Gymnaſien und Realſchulen giebt, ſo würde die 
erbetene Gehaltserhöhung eine Summe von mehr als 33 Millionen 
Mark betragen. Eine ſo große Summe können wir doch nicht be⸗ 
willigen, bevor nicht darüber eingehende Erwägungen ſattgefunden 
hätten. Es empfiehlt ſich daher, die Petitionen der Staatsregierung 
als Material bei Gelegenheit der Aufbeſſerung der Beamtengehälter 
zu überweiſen. ` S 
Abg. Grumbrecht hält es für zweckmäßig, wenn die Peti⸗ 
tionen erſt noch einmal der Budgetkommiſſion überwieſen würden. 
Abg. Platen: Es handelt ſich um keine Budgetfrage, ſondern 
darum, ob die Lehrer den Richtern im Gehalte wirklich zu ſehr nach⸗ 
ſtehen. Die Differenz der Gehälter beträgt im Durchſchnitt etwa 1100 
Mark. Dieſer Unterſchied iſt zweifellos zu groß. Der Beſchluß der 
Unterrichtskommiſſton iſt bereits im Lande bekannt; es würde nun 
auf die Lehrer einen deprimirenden Eindruck machen, wenn das Haus 
die Petition heute der Regierung nur als Material überweiſen wollte. 
Die Kommiſſion wollte mit ihrem Antrage nur fagen, daß, wenn 
überhaupt eine Aufbeſſerung der Beamtengehälter vorgenommen wer⸗ 
den ſollte, die Lehrer nicht wieder zurückgeſetzt werden möchten. 3 
Kultusminiſter v. Goßler: Die finanzielle Tragweite der Peti⸗ 
tionen iſt eine große, da es ſich hierbei um eine beträchtliche Anzahl 
von Millionen bandelt. Der Negierungskommiſſar hat der Kom⸗ 
miſſton empfohlen, mit der Berathung dieſer Angelegenheit zu 
warten, bis das Verordnungsgeſetz hier i 
kuſſion kommt; dies wurde jedoch nicht beliebt. Der Antrag 
anz wird auf die Lehrer gewiß nicht deprimivend wirken. Eines 
nfpornens der Regierung zur Verbeſſerung der materiellen Lage 
der Lehrer bedarf es nicht. Wenn die Unterrichtskommiſſion aut 
ihrem Antrage den Wunſch nach Auſbeſſerung der Lehrergehälter 
aussprechen oder jagen will, daß, wenn die Gehälter der Beamten 
überhaupt aufgebeſſerk werden, die Lehrer dabei nicht zurückgeſetzt wer⸗ 
den ſollen, jo ſchließe ich mich dieſem Wunſche an. Wenn Sie aber 
die Petitionen der Regierung zur Berückſichtigung überweiſen, ſo binden 
Sie dadurch nicht nur die Regierung, ſondern auch das Haus. Es 
würde ſich Be die Annahme des Antrages des Abgeordneten 
anz empfehlen. } 
0 Das Haus nimmt den Antrag des Abg. Franz mit großer Mehr⸗ 
eit an. 2 R 
; Eine Petition wegen Erlaß eines Geſetzes, welches eine gleich⸗ 
mäßige Aufbringung der Emeritengehälter durch größere Verbände her⸗ 
all wird der Regierung als Material für das Lehrerpenſionsgeſetz 
Aberwieſen. d e 
Ferner bitten mehrere Lehrer um Erlaß eines Volksſchuldotations⸗ 
eſetzes oder doch wenigſtens EENG Regelung und Erhöhung ber 
Bis und Emeritenzulagen. Die Unterrichts⸗Kommiſſion beantragt : 
unter Hinweis auf die früher dieſerhalb bereits gepflogenen Verhand⸗ 
lungen und geſtellten Anträge, die königliche Regierung aufzufordern, 
nunmehr baldigſt ein Lehrerdotationsgeſetz für die Volksſchulen dem 
Landtage vorzulegen, oder, falls dieſes ſich nicht in kürzerer Friſt er 
möglichen lafien ſollte, eine geſetzliche Regelung und Erhöhung der 
Alters⸗ und Emeritenzulage für Elementarlehrer herbeizuführen. 
Das Haus genehmigt den Antrag ohne Debatte. 
Es folgt die Berathung des von dem Abg. Stengel vorge⸗ 
ſchlagenen Geſetzentwurfes, betreffend die Heranzie hung der 
uriftiihen Perſonen zu den Gemeindeabgaben in 
en Landgemeinden der ſieben öſtlichen Provinzen und der Provinz 
Schleswig⸗Holſtein. 8 . 

Ber einzige Artikel deſſelben lautet: „Bis zum Erlaß eines allge⸗ 
meinen Geſetzes über die Auſbringung von Gemeindeabgaben finden 
die Vorſchriften in 8 4. Abſatz 3 der Städteordnung für die ſechs 
östlichen Provinzen der preußiſchen Monarchie vom 30. Mai 1853 
und 8 23 des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung und Verwaltung der 
Städte und Flecken in der Provinz Schleswig⸗Holſtein, vom 14 
April 1869 für die Landgemeinden der betreffenden Provinzen ſinn⸗ 

emäße Anwendung. Dieſes Geſetz but mit dem 1. Juli 1882 in 


raft. 
` ierzu liegen zwei Anträge vor: 1) von den Abgg. Bork, Kalle 
ö und Gen., dieſen Entwurf auch auf den Regierungsbezirk Wiesbaden 
mit Ausnahme der Stadt Frankfurt a. M.: 2) von den Ag. Schrei⸗ 
ber und Hahn, ihn auf die Gemeinden im ehemaligen Herzogthum 
Naſſau auszudehnen. ä S 
Ferner beantragt Abg. Grumbrecht folgende Neſolution; Die 
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Donnerſtag, 9. März. 


Staatsregierung wird erſucht, dem Landtage — wenn möglich noch in 
dieſer Seſſton — einen Geſetzentwurf vorzulegen, durch welchen die 
Heranziehung der ſogenannten Forenſen, ſowie der juriftiichen Perſonen 
u. ſ. w. zu 1 in einer die gerechten Anſprüche der 
Gemeinden befriedigenden Weiſe regulirt wird. 

Abg. Stengel: Je mehr das Gewerbe ſich auf das Land aus⸗ 
dehnt, deſto mehr tritt es als Uebelſtand hervor, daß für die La d⸗ 
emeinden keine geſetzliche Beſtimmung exiſtirt, wonach dieſelben auch 
Liga: Perſonen zu den Kommunalſteuern heranziehen können. 
einzelnen Fällen, wo Landgemeinden den Verſuch einer derartigen 
Heranziehung gemacht haben, hat das Oberverwaltungsgericht dies als 
ungeſetzlich bezeichnet. Es liegt demnach eine Lücke vor, die zu großen 
Härten Veranlaſſung giebt und ein Nothgeſetz erheiſcht. Redner em⸗ 
pfiehlt, feinen Antrag und die dazu vorliegenden Unteranträge der 
Gemeindekommiſſion zu überweiſen. 5 

Abg. Lieber bemerkt, daß der beſtehende Zuſtand auch in dem 
Regierungsbezirk Wiesbaden vielfach zu Beſchwerden Anlaß gegeben 
habe, die in dieſem Hause für berechtigt erachtet worden. Nach 
Naſſauiſchem Recht Teen diejenigen Forenſen zu den Gemeindeſteuern 
heranziehbar, welche in den Staatsſteuerkataſtern eingetragen ſeien. 
Da mit Einführung der preußiſchen Steuerverfaſſung die letzteren 
geſchwunden ſeien, ſei den Gemeinden die Möglichkeit genommen, die 
Forenſen zu beſteuern. 5 

1 8 Schreiber iſt nicht gewohnt, Anträge über ihm unbe⸗ 
kannte Verhältniſſe und Landestheile zu ellen, weshalb er ſeinen An⸗ 
trag nicht auf den ganzen Regierungsbezirk Wiesbaden, ſondern nur 
auf das ehemalige Naſſau erſtreckt hat. 5 5 

Abg. Grumbrecht führt aus, daß eine gleichmäßige Regelung 
auf dem Wege des Stengelſchen Antrages nicht zu erzielen ſei, da der⸗ 
ſelbe einzelne Provinzen ausſchließe. Es empfehle ſich, dieſe Frage für 
die ganze Monarchie einheitlich zur Löſung zu bringen. Wenngleich 
er nicht verkenne, daß es ſich hierbei um eine der ſchwierigſten 
Materien in der ganzen Geſetzgebung handle, wolle er doch auf die 


gewiſſe Kompetenzen in Anſpruch zu nehmen. So lange dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen nicht vorliegen, kann die Staatsbehörde nicht eingreifen. 
Sprechen Sie entweder Ihre Inkompetenz in dieſer Angelegenheit aus 
oder dëi Sie über fie zur Tagesordnung über. 4 

Abg. Neßler bemerkt, er habe aus beſonderen Rückſichten für 
che eg nicht für den Antrag auf freie Spendung der Sakramente 
geſtimmt. 3 

Abg. Stroſſer betont, daß die Kirchenbehörden von Schleswig⸗ 

olftein lediglich von ihrer Befugniß bezüglich der Disziplinauslübung 

ebrauch gemacht haben. 

Das Haus lehnt darauf den vom Abg. Neßler geſtellten Antrag 
ab und geht über die Petition zur Tagesordnung über. 

Die übrigen Petitionen, welche noch auf der Tagesordnung ſtehen 
und von rein lokalem und perſönlichem Intereſſe ſind, werden nach 
dem Antrage der betr. Kommiſſtonen erledigt. g 

Schluß A8 Uhr. Nächſte Sitzung Donnerſtag 11 Uhr. (Eiſenbahn⸗ 
Verſtaatlichungsvorlage.) 


Politiſche Meberſicht. 


Poſen, den 8. März. 

Die kirchenpolitiſche Kommiſſion beſchloß in 
ihrer geſtrigen Sitzung mit 14 Stimmen gegen die 6 der Natio⸗ 
nalliberalen und der Fortſchrittspartei die Wiederherſtellung des 
in erſter Leſung geſtrichenen Artikels 1 der Regierungsvorlage 
mit der Einſchaltung, daß derſelbe nur auf die Zeit bis um 
1. April 1883 gelten ſolle. Vor der Abſtimmung erklärten die 
Abgg. Dr. Windthorſt und Dr. Brüel, daß ſie zur Zeit, vorbe⸗ 
haltlich ihrer Abſtimmung im Plenum, für den Artikel 1 ſtimmen 


Fülle des vorliegenden Materials hinweiſen, das der Regierung ihre würden. Sodann wurde nach kurzer Debatte der Biſchofs⸗ 
Arbeit ſicherlich bedeutend erleichtern werde. Redner legt näher dar, paragr aph in der von den Konſervativen vorge⸗ 
daß das bestehende Recht insbeſondere hinſichtlich der kommunalen Bes ſchlagenen Faſſung, unter Ablehnung eines freikonſerva⸗ 


ſteuerung der Eiſenbahnen an Unzulänglichkeiten leide. a 
Reg.⸗Komm. Herrfurth erklärt das Einverſtändniß der Regie⸗ 
rung mit dem von den geſtellten Anträgen verfolgten Ziel, einer offen⸗ 
baren Ungleichmäßigkeit abzuhelfen, kann aber den e ER 
Schreiber und Bork auf dem von ihnen vorgeſchlagenen Wege nicht 
folgen. Wegen des Fehlens einer Landgemeindeordnung ſei es praktiſch 
unmöglich, die betreffenden Beſtimmungen der Städteordnung ohne 
Weiteres auf die Landgemeinden der öſtlichen Provinzen auszudehnen. 
Auch der finanzielle Erfolg dieſer Maßregel werde bei den infolge der⸗ 
ſelben drohenden Unzuträglichkeiten nicht ins Gewicht fallen. Endlich 
ſei es unzweckmäßig, durch ein Nothgeſetz einen proviſoriſchen Zuſtand 
zu ſchaffen, wenn eine definitive Regelung in naher Ausſicht ſtehe. 
Deshalb müſſe die Regierung ſich für den Antrag Grumbrecht aus⸗ 
ſprechen, mit der Maßgabe indeſſen, daß es nicht möglich ſei, ſchon in 
dieſer Seſſion einen bezüglichen Entwurf vorzulegen. Die Frage 
wegen Neuregelung der kommunalen Beſteuerung, insbeſondere der 

Eiſenbahnen, werde darin nahe getreten werben, 

Nachdem der Abg. Schmidt (Sagan) als Mitantragfteller noch 
einmal die Nothwendigkeit der Schaffung eines Seb AG zur Ab⸗ 
hülſe eines auch von der Regierung nicht beſtrittenen Uebelſtandes be 
tont und die Ueberweiſung aller, auch des Gumbrecht'ſchen Antrages 
Alan Gemeindekommiſſion beantragt hatte, wird demgemäß be⸗ 

oſſen. 
Mehreren Geiſtlichen in der Provinz Schleswig⸗Holſtein, welche 
einen liberalen Verein für kirchliche Wahlen gegründet hatten, iſt von 
dem Vorſtande der hetreffenden Synode eine Verfügung zugegangen, 
außerhalb ihrer Parochie Verſammlungen ohne Genehmigung des be⸗ 
treffenden Ortsgeiſtlichen nicht abzuhalten. Gegen dieſe Verfügung 
haben ſich die Geiſtlichen beim Konſiſtorium und dem Kultusminiſter 
beſchwert, aber abſchlägigen Beſcheid erhalten. Sie wenden ſich nun 
an das Abgeordnetenhaus, um in ihrem ſtaat sbürgerlichen Rechte ge: 
ſchützt zu werden. 

Die Kommiſſion beantragt 
ordnun 9 £ 25 E 

Abg. Neßler beantragt, die Petition der Regierung zur Be⸗ 
rückſichtigung zu überweiſen: Die Petenten ſind im Recht, wenn 
ſie gegen das Reſkript des königlichen Konſiſtoriums remonſtriren. Sie 
haben auf Grund der e als Staats bürger einen Wahlverein 
gegründet. um ihre Ideen auf kirchlichem Gebiete zu vertreten. Dieſes Recht 
iſt ihnen durch das Reſkript zwar nicht in Abrede geftellt, aber doch da⸗ 
durch illoſoriſch gemacht, daß fie für eine Verſammlung außerhalb 
ihrer Parochie die Erlaubniß des Ortspfarrers einholen müſſen. Es 
wird über eine Beunruhigung der Bevölkerung geklagt. Agitationen 
verurſachen immer Beunruhigungen, aber deshalb kann man Nieman⸗ 
dem das Recht an Wahlvereinen Theil zu nehmen verkümmern. Da 
die Verſammlungen keine gottesdienſtliche Form haben, jo iſt die vor⸗ 
geſchriebene Nachſuchung um die Erlaubniß des Ortspfarrers unbe⸗ 
greiflich. So A? kein Aergerniß gegeben wird, kann die Kirchenbe⸗ 
hörde ein e Vorgehen nicht unterjagen. ` £ e 

Abg. Windthorſt: Wie heute die Dinge liegen, iſt das Abge⸗ 
ordnetenhgus nicht kompetent, in dieſer Sache zu urtheilen. Es iſt 
eine innerkirchliche Angelegenheit, die im Inſtanzenwege bereits erledigt 
iſt, und deshalb können wir hier nicht remedirend eintreten. Ich werde 
daher für den Antrag der Kommiffion ſtimmen. Der Fall giebt übri⸗ 
gens zu denken. Als wir unſern Antrag auf Freiheit der Spendung 
von Sakramenten ſtellten, haben wir von dem Vorredner nicht die 
Hilfe gefunden, die man von ihm hätte erwarten ſollen. (Zuruf: Er 
hat nicht geſtimmt!) Er hat ſich alſo gedrückt. (Heiter keit.) Ich bin 
der Meinung, wir follen, fo lange es möglich iſt. an der beſtehenden 

Kirchenordnung feſthalten. Wenn der Staat aber fortfährt, ſeine 
Macht zu gebrauchen, um auf kirchlichem Gebiet den Einfluß der (Gett, 
lichen zu brechen, dann müſſen wir die Trennung der Kirche vom Staate 
anſtreben und darnach die Kirchenordnungen einrichten. e 

Abg. Langerhans: Die Angelegenheit iſt keine innerkirchliche. 

Es wird hier die Macht des Staates gegen die Uebermacht der Kirche 
angerufen, die gegen die Stagtsgeſetze gehandelt hat. Mit welchem 
Recht konnte der Propſt den beiden Predigern eine Warnung geben? 

Miniſter v. Goß ler: Die Angelegenheit iſt wohl eine inner⸗ 
kirchliche, es handelt ih hier um die Handhabung der Dis iplin der 
Kirchendehörde gegen Geiſtliche. Nach dem Geſetz vom 12. Mai 1874 
iſt der Kirchenbehörde die freie Disziplinausübung gewährt, erſt wenn 
dieſelbe den Charakter von Disziplinarſtrafen annimmt, hat der Staat 


tiven Abänderungs⸗Amtrages, mit 11 Stimmen (Konſervative, 
Zentrum und Pole) gegen 9 (Nationalliberale, Freikonſervative 
und Fortſchrittspartei7 angenommen, nachdem die Frei- 


konſervativen erklärt hatten, daß 


Be eine länger 
über das Kulturexamen Vobildun 
liſchen Theologen ſtatt. Im Verlaufe derſelben machte der 
Abg. Dr. Windthorſt verſchiedene vortragende Räthe des Kultus⸗ 
miniſteriums namhaft, deren Thätigkeit eine kirchenfeindliche ſei 
und der Kirche Anlaß zur Beſchwerde gebe. Abg. Dr. v. Cunz 
konſtatirte, daß die Kirche, während fie Dë als ecclesia pressa 
darſtelle, bereits anfange, den Miniſtern hinſichtlich der Auswahl 
ihrer Räthe Vorſchriften zu machen. Artikel 3 wurde ſchließlich 
in der konſervativen Faſſung und unter Hinzufügung eines vom 
Abg. Dr. Brüel zu Gunſten der Klerikalſeminare geſtellten An⸗ 
trages mit 11 gegen 9 Stimmen angenommen; der freikonſer⸗ 
vative Antrag, die Dispenſationsermächtigung nur bis zum 1. 
April 1884 zu ertheilen, wurde durch die Konſervativen und 
das Zentrum abgelehnt. Artikel 3a der erſten Leſung (Beſeiti⸗ 
gung der ſogenannten Staatspfarrer) wurde mit 11 Stimmen 
angenommen. Artikel 4 iſt bereits früher angenommen, Artikel 
5 bereits früher abgelehnt. Die ferneren vom Abg. Brüel be⸗ 
antragten Artikel (im Weſentlichen Wiederholung der von ihm 
in erſter Leſung beantragten) wurden abgelehnt. In der Schluß⸗ 
abſtimmung über das ganze Geſetz wurde daſſelbe mit 
14 gegen 6 Stimmen abgelehnt; dafür die Konſervativen 
und Abg. Dr. Brüel, dagegen die Freikonſervativen, Nationalli⸗ 
beralen, Fortſchrittsmitglieder, das Zentrum und das polniſche 
Mitglied; das ſezeſſioniſtiſche Mitglied war verhindert, der Sitzung 
beizuwohnen. Zum Berichterſtatter wählte die Kommiſſion den 
konſervativen Abg. Dr. Grimm, der bereits über die Kom⸗ 
miſſionsverhandlungen von 1880 den ſchriftlichen Bericht an das 
Plenum erſtattet hat. 

Die „Pro v.⸗Korreſp.“ ſchreibt, ohne das Ergebniß der 
geſtrigen Sitzung zu kennen: ` 


jedoch den Uebergang zur Tages⸗ 


nächſt nicht die Hoffnung aufzugeben, daß aus den gegenwärtigen 
rathungen fi ein poſitives Reſultat ergeben werde, welches den wohl⸗ 
wollenden Abſichten der Staatsregierung für das Intereſſe der katho⸗ 
liſchen Unterthanen mehr oder weniger entſpricht Das Maß, in wel⸗ 
chem dieſem Intereſſe genügt und der katholiſchen Kirche Erleichterung 
9 De hängt in erſter Linie von den Parteien und von ihrem 
edürfniß oder von der Möglichkeit ab, ih zu dieſem Zweck zu einigen. 

Das Zentrum hat wiederum ſeinen Antrag betreffend 
Straffreiheit des Sakramentſpendens und 
Meſſeleſens, ſowie einen Antrag auf Abſchaffung 
des Sperrgeſetzes eingebracht. 

„Das Monopol und die Botſchaft“ lautet die 
Ueberſchrift eines Artikels der „Provinz.⸗Correſp.“, in welchem 
die Vorlegung des Geſetzes über das Reichstabaksmonopol an 
den preußiſchen Volkswirthſchaftsrath als der erſte Anfang einer 
geſunden Reaktion gegen den Ausfall der Neuwahlen zum 
Reichstag gefeiert wird. „Das lange Erwartete, jubelt die 
„Prov.⸗Corr.“, iſt nun da, der Entwurf über das Tabaksmono⸗ 
pol hat das Licht der Oeffentlichkeit erblickt, und er ſieht ga 
anders aus, als er in all' den Flugblättern, durch welche a 
die Wahlen gewirkt wurde, geſchildert war.“ Gegenüber dem 
Votum vom 27. Oklober v. J., welches ein jo wohlgeſinntes 


die Annahme des Zë, 


batte 
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gere ; 
g der katho⸗ 


ie ſich aber auch die Dinge entwickeln werden, ſo iſt doch Zi 


e 


Blatt, wie es die „Poft“ iſt, in einem für die Politik des Reichskanz⸗ 
lers unerfreulichen Satze auf die Oppoſition der Wähler gegen 
die Monopolprojekte des Fürſten Bismarck zurückführt, giebt die 
„Prov. Korr.“ ihrer lebhaften Befriedrigung darüber Ausdruck, 
daß „im Volkswirthſchaftsrath, einer in ſolchen Dingen beſonders 
erfahrenen Körperſchaft, eine ruhigere Auffaſſung des reichs⸗ 
kanzleriſchen Strebens zur Geltung gelangt.“ Der Volks⸗ 
wirthſchaftsrath, ſo verſichert das halbamtliche Blatt, hat ſich bei 
der Berathung des Entwurfs nicht von politiſchen Geſichtspunkten 
leiten laſſen, ſondern denſelben „fachkundiger“ Erwägung unter: 
zogen. Die Ovation, welche die Verſammlung am Schluſſe der 
Generaldiskuſſion dem Vertreter der Regierung, Unterſtaats⸗ 


ſekretär von Mayr, dargebracht hat, wird, jo meint die „Prov. 


Bet 
Ha? * 


Se ärbt find, ſowie in Gefäßen, welche unter 


Korreſp.“, nicht verfehlen, auch für die weitere Ent⸗ 
wickelung der Angelegenheit im Volks wirthſchaftsrath von 
Einfluß zu ſein und auch auf die öffentliche Meinung und die 
politiſchen Kreiſe ihre Wirkung üben. Dieſe Hoffnung iſt theil⸗ 
weiſe wenigſtens ſchon erfüllt worden, wenn auch vielleicht in 
anderer Weiſe, als die „Prov.⸗Korreſp.“ vorausſetzte. Der ge⸗ 
nannte Ausſchuß des Volkswirthſchaftsraths iſt geſtern in die Be⸗ 
rathung der Vorlage eingetreten. Nachdem Kommerzienrath 
Meviſſen (Köln) den Antrag, zunächſt die Vorfrage zu bejahen, 
daß unter allen Umſtänden höhere Einnahmen aus dem Tabak 
erzielt werden müßten, mangels Unterſtützung zurückgezogen hatte, 
trat der Ausſchuß zunächſt nochmals in eine allgemeine Beſprechung 
ein. Im Laufe derſelben wendete ſich Unterſtaats⸗Sekretär 
v. Mayr in einſtündigem Vortrage gegen diejenigen Mit⸗ 
glieder, welche die Vorlage bekämpften. Im Laufe dieſes 
Vortrages bemerkte der Vertreter der Regierung u. A., 
wenn die Herren die Materialien, welche ihnen ſeitens der Regie⸗ 
rung vorgelegt worden ſeien, und namentlich die „Denkſchrift“ zu 
der Monopolvorlage aufmerkſam geleſen hätten, ſo würden ſie 
ihn der Nothwendigkeit überhoben haben, ihre Einwendungen gegen 
die Vorlage zu widerlegen. Der Herr Unterſtaatsſekretär 
ſcheint demnach nicht der Anſicht zu ſein, daß der Volkswirth⸗ 
ſchaftsrath eine in Wien Dingen beſonders erfahrene Körper⸗ 
ſchaft iſt. Jedenfalls aber irrt ſich die „Prov.⸗Korr.“, wenn ſie 
ſich der Erwartung hingiebt, daß das Votum einer Körperſchaft, 
mag ſie auch nur eine berathende ſein, welche dem Vertreter 
der Regierung das Recht zu einem ſolchen Auftreten einräumt, 
auf die öffentliche Meinung und die politiſchen Kreiſe von irgend 
einem Einfluß ſein könne. Es iſt ein Glück für die deutſche 
Nation, daß die Entſcheidung über eine ſo wichtige Frage, wie 
es die Einführung des Tabaksmonopols in Deutſchland iſt, nicht 
von dem unter dem direkten oder indirekten Einfluß der 
Regierung berufenen Volkswicthſchaftsrath, ſondern von dem 
Reichstag und in letzer Inſtanz von den Wählern ſelbſt abhängt. 
Dem Bundesrath iſt im Auftrage des Kaiſers der Ent⸗ 
wurf einer auf Grund des § 5 des Nahrungsmittelgeſetzes vom 
14. Mai 1879 zu erlaſſenden RR? RT die Ver⸗ 
dung giftiger Farben zur Herſtellung von 
e Genußmitteln und Ge⸗ 
brauchsgegenſtänden, nebſt zugehöriger Denkſchrift vor⸗ 
gelegt worden. Der Entwurf lautet: 
„§ 1. Giftige Farben dürfen zur Herſtellung von Nahrungs⸗ und 
Genußmitteln, welche zum Verkaufe beſtimmt jind, nicht verwendet 
werden. Giftige Farben ſind alle diejenigen Farbſtoffe und Zubereitun⸗ 
en, welche Antimon (Spießglanz), Axſenik, Baryum, Blei, Chrom, 
Cadmium, Kupfer, Queckſilber Zink, Zinn, Gummigutti oder Pikrin⸗ 
ſäure enthalten. Ausgenommen bleiben jedoch: Schwerſpath (ſchwefel⸗ 
ſaurer Baryth), reines Chromoryd, Zinnober. $ 2. Die Aufbewah⸗ 
rung und Verpackung von zum Verkaufe beſtimmten Nahrungs⸗ und 
Genußmitteln in Umhüllungen, welche mit giftigen Farben ge⸗ 
erwendung giftiger 
orbe derart hergeſtellt ſind, daß ein Uebergang des Giſtſtofßes 
in den Inhalt des Gefäßes ſtattfinden kann, tt verboten. § 3. 
Die Verwendung der im 8 1 bezeichneten giftigen Farben, mit 
Ausnahme von Zinkweiß und Chromgelb (chromſaures Blei) in 
irniß oder Delfarbe, zur Herſtellung von Spielwaaren iſt ver⸗ 
oten. § 4. Die Verwendung arſenithaltiger Farben zur Herſtellung 
von Tapeten, ingleichen der mit Arſenik dargeſtellten Kupferfarben und 
der ſolche Farben enthaltenden u zur Herſtellung von Bekleidungs⸗ 
egenſtänden iſt verboten. § 5. Das gewerbsmäßige Verkaufen und 
Binden von Nahrungs⸗ und Genußmitteln, welche den Vorſchriften 


der 8 1, 2 zuwider hergeſtellt, aufbewahrt oder verpackt find, Tome von 

Spielwaaren, Tapeten und Bekleidungsgegenſtänden, welche den Vor⸗ 

chriften der 88 3, 4 zuwider hergeſtellt ſind, tft verboten. § 6. Dieſe 
ordnung tritt mit dem 1. Januar 1883 in Kraft.“ 

In der Denkſchrift wird zunächſt auf die Vorſchriften des 
Geſetzes vom 14. Mai 1879 hingewieſen und der § 5 deſſelben 
zitirt, welcher die Berechtigung der Verordnung enthält. Dieſe 
lehnt ſich an die in dem größten Theile Preußens beſtehenden 
Beſtimmungen an, ohne jedoch die in den übrigen Bundesſtaaten 
erlaſſenen Vorſchriften, ſowie die inzwiſchen geſammelten Erfah⸗ 


rungen unberückſichtigt zu laſſen. Es werden ſodann die Beſtim⸗ 


mungen der einzelnen Paragraphen des Verordnungsentwurfs 
begründet. Noch erfährt man aus der Denkſchrift, daß der Er⸗ 


„laß einer ähnlichen Verordnung über das Feilhalten von kranken 


Thieren u. ſ. w. in Ausſicht genommen iſt. 

Der bereits in unſerer heutigen Morgennummer ſignaliſirte Ar⸗ 
tikel des „Journal de St. Pétersbourg“ lautet: „Wir be⸗ 
ſchränken uns darauf zu bemerken, daß bei uns nur von einer 
partiellen Reviſion des Zolltarifs die Rede iſt, mit dem gleich⸗ 
zeitigen Beſtreben, Alles zu vermeiden, was die Handelsbeziehun⸗ 
gen zwiſchen den verſchiedenen Ländern hindern könnte. Was 
das Schutzzollſyſtem anbelangt, welches von Deutſchland und 
neuerdings von Oeſterreich⸗Ungarn angenommen wurde, jo glaubt 
das Finanzminiſterium, daß dieſe Handelspolitik bis zu einem 
gewiſſen Grade auch Rußland auferlegt ſei, aber es iſt außer 
Zweifel, daß der Schutzzoll niemals bis zu Uebertreibungen gehen 
ſoll, welche nicht nur der ausländiſchen Induſtrie, ſondern auch 
den fiskaliſchen Intereſſen Rußlands ſchaden könnten. Man 
kann im Voraus verſichern, daß Deutſchland keinen Grund haben 
wird, ſich über die in Frage ſtehenden finanziellen Maßregeln zu 
beklagen, deren Folgen 1 am wenigſten treffen, da es 
ſich namentlich um gewiſſe Konſumtionsartikel handelt, welche 
gerade keine deutſchen Produkte ſind. Was mehr als gewiſſe 
Tarifreduktionen zur Erleichterung des internationalen Handels 


Punkte getheilt hatten. 


2 
beitragen wird, iſt eine Reviſton des Zollreglements und in 
dieſer Beziehung wird das Finanzminiſterium nicht zögern, Maß⸗ 
regeln zu ergreifen, von denen der Handel ſich wichtige Reſultate 
a und man eine Verminderung des Schmuggels hoffen 
ann. 

Aus Belgrad wird der „Preſſe“ gemeldet: Der öfter 
reichiſche Geſandte iſt am 8. d. in feierlicher Audienz vom Könige 
empfangen worden und betonte in ſeiner Anſprache an den König 
die Sympathien und die beſondere Befriedigung, womit Oeſter⸗ 
reich Ungarn zuerſt die Erhebung ſeines nächſten Nachbarſtaates 
zu einem Königreiche anerkannt habe. Die Nachbarmonarchie 
hoffe, Serbien werde dieſes Umſtandes ſtets gedenken, deſſen Er⸗ 
klärung nicht in der geographiſchen Nähe, ſondern in jener Ach⸗ 
tung zu ſuchen ſei, welche Oeſterreich⸗Ungarn jeder klugen und 
loyalen Politik aller ſelbſtändigen Staaten entgegenbringe. Der 
König dankte für die dargebrachten Sympathien und ſagte, Ser⸗ 
bien werde auch künftighin eine kluge, loyale, den Intereſſen 
des Landes am Beſten entſprechende Politik beobachten, um zu 
beweiſen, daß das neue Königreich ſtets ein Element der Ord⸗ 
nung, der Ruhe, der Stabilität, des Fortſchrittes und der Zivi⸗ 
liſation zu bleiben gedenke. Dieſe Gefühle ſeien auch diejenigen 
ſeines Volkes. 

Der deutſche Geſandte, Graf Bray, brachte geſtern, nach 
feierlicher Auffahrt, dem Könige in Gegenwart mehrerer Miniſter 
die Glückwünſche des Kaiſers und der deutſchen Regierung dar. 
Der König dankte hoch erfreut. Nach der Zeremonie, während 
welcher ein Muſikkorps die deutſche Hymne ſpielte, wurde der 
Geſandte auch von der Königin zur Gratulation empfangen. 

Das „Journal de Petersbourg” meldet, der ruſſiſche Ge⸗ 
ſandte in Belgrad ſei telegraphiſch angewieſen worden, den 
ſerbiſchen Majeſtäten anläßlich der Erhebung Serbiens zum 
Königreiche die Glückwünſche des Kaiſers und der kaiſerlichen 
Regierung darzubringen. Rußland hege die aufrichtigſten 
Wünſche für Serbien und deſſen Dynaſtie und wünſche ihnen 
vor Allem Frieden und Wohlergehen, Mäßigung und Weisheit, 
damit ſie die beſcheidene, aber ehrenwerthe Stellung, welche 
Serbien in der europäiſchen Familie angewieſen iſt, würdig 
ausfüllen. 


Briefe und Zeitungsberichte. 

C Berlin, 8. März. Trotz der Ablehnung der Ge⸗ 
ſammtheit der in der zweiten Leſung der kirchenpolitiſchen 
Kommiſſion gefaßten Beſchlüſſe hat der Verlauf derſelben 
doch über den ſchließlichen Ausgang der Sache genügendes Licht 
verbreitet, ſo daß man denſelben, vorausgeſetzt daß nicht Fürſt 
Bismarck einen unerwarteten Strich durch die Rechnung macht, 
vorherſehen kann; der Reichskanzler ſoll ſich allerdings während 
der bisherigen Stadien der Berathung um dieſe nicht bekümmert 
haben, ſo daß er erſt vor dem Wiederbeginn der Plenarverhand⸗ 
lung über die kirchenpolitiſche Vorlage Stellung zu den verſchie⸗ 
denen, in der Kommiſſion vorbereiteten Eventualitäten des Aus⸗ 
gangs nehmen dürfte. Von dieſen aber hat die, unſererſeits immer 
als die wahrſcheinlichſte feſtgehaltene der Verſtändigung auf der 
Baſis der vom Zentrum acceptirten Beſtandtheile der Vortage 
durch die heutige Sitzung der Kommiſſion noch außerordentlich 
an Changen gewonnen. Bekanntlich hatte das Zentrum 
ſchon in der erſten Kommiſſions⸗Leſung ſeinen prinzi⸗ 
piellen Widerſpruch gegen das Syſtem der diskretio⸗ 
nären Vollmachten inſofern aufgegeben, als es für den 
Paragraphen über die Dispenſation von den Beſtimmungen be⸗ 
treffs der Vorbildung votirte; heute haben die Herren Windthorſt 
und Genoſſen einen weiteren Schritt auf dieſem vorher von 
ihnen ſo lebhaft perhorreszirten Wege gethan; ſie haben, mit der 
Beſchränkung der Giltigkeit bis zum 1. Januar 1883, für die 
ſeit dem Anfang d. J. außer Kraft getretenen Vollmachten des Juli⸗ 
geſetzes geſtimmt. Da ſie vorher wußten, daß nach der geſtrigen 
Annahme des von den National⸗Liberalen ihnen in den Weg ge⸗ 
worfenen Art. 4 vorläufig die Kommiſſions⸗Berathung negativ 
verlaufen würde, ſo lag eigentlich kein zwingender Grund für 
ſie vor, jenes Zugeſtändniß ſchon jetzt zu machen; wenn dies 
gleichwohl geſchehen iſt, ſo muß man darin den Ausdruck der 
ſehr beſtimmten Abſicht, ſich mit den Konſervativen und der Re⸗ 
gierung zu verſtändigen, erblicken. Auch die Form, in welcher 
durch das Zuſammenwirken der Konſervativen und Klerikalen 
heute die Abſchaffung des „Kulturexamens“ beſchloſſen wurde, 
deutet auf ein ſo gut wie fertiges Kompromiß hin: ſowohl Be⸗ 
denken, welche die Regierung gegen den Beſchluß der erſten 
Leſung, als auch ſolche, welche die Klerikalen gegen inzwiſchen 
laut gewordene, gouvernementale Abänderungsvorſchläge geltend 
gemacht hatten, ſind durch die heutige Formulirung beſeitigt 
worden. Dem gegenüber will die formelle Ablehnung des Ganzen 
wenig beſagen. Die vorgeſtrige Annahme des § 4 durch die 
Konſervativen und Nationalliberalen war ein äußerſter Verſuch 
der erſteren, das Zentrum zu größeren Zugeſtändniſſen zu bewe⸗ 
gen, und der Nationalliberalen, das ſich vorbereitende Kompromiß 
zu hindern; es muß als Ausdruck der Hoffnungsloſigkeit in dieſer 
Beziehung betrachtet werden, daß dieſelben heute ſämmtlich gegen 
die Wiederherſtellung der Vollmachten des Juligeſetzes votirten, 
während ſie ſich bekanntlich in der erſten Leſung an dieſem 
| Die definitive Annahme der Beſchlüſſe 
der zweiten Kommiſſions Leſung mit Ausnahme des Art, 4 iſt 
gin das vorläufige Programm des konſervativ⸗klerikalen Kom: 
promiſſes. Bliebe es nur dabei, ſo wäre das Geſetz allerdings 
von ziemlich geringer praktiſcher Bedeutung; denn beim Mangel 
jeder Aenderung des bisherigen Rechtszuſtandes betreffs der An⸗ 
zeigepflicht könnten auch die Erleichterungen hinſichtlich der Vor⸗ 
bildung höchſtens ſolchen Kandidaten zu gute kommen, welche für 
Stellen ſtaatlichen Patronates auserſehen wären, bei denen der 
Staat ernennt und die Kirche nur ihre Zuſtimmung ertheilt. 
Aber bis zur dritten Leſung im Plenum könnte möglicherweiſe 
betreffs der Benennungspflicht (Art. 5) eine Verſtändigung in 
Rom erzielt werden, ſo daß noch eine Vervollſtändigung des 
Geſetzes in dieſem Punkte erfolgte. Es iſt immerhin möglich, 


daß Herr Windthorſt daſſelbe durch die einzelnen Beſchlüſſe der 
zweiten Leſung ſo vorbereiten ließ, daß es nur einer ſolchen 
Einfügung bedarf, um ſehr umfaſſend zu wirken. 


r. Stadtverordnetenfitzung 


am 8. März. 


Anweſend ſind 24 Stadtverordnete, 6 Magiſtratsmitglieder; den 
Vorſitz führt der ſtellvertretende Vorſitzende, Juſtizrath Mützel. 
Bevor in die Tagesordnung eingetreten wird, macht der Vorſitzende 
einige geſchäftliche Mittheilungen. Vom Magiſtrate iſt eine Auf⸗ 
klärung darüber eingegangen, woher es komme, daß in dem ſtädtiſchen 
Verwaltungsberichte pro 1881 der Werth der Bociankawieſe mit 
105.000 Mark, in dem Verwaltungsberichte pro 1880 dagegen nur mit 
10,793 Mark angegeben iſt. Gleichzeitig beantragt der Magiſtrat, es 
möge die Verſammlung zu einer Kommiſſion, welche das Lagerbuch 
alljährlich feſtſtellt, einige Mitglieder ernennen. Der Gegenſtand wird 
auf die Tagesordnung der nächſten Sitzung geſetzt werden. — Von 
mehreren Adiazenten des Kämmereiplatzes und des Wronkerplatzes ift 
an die Verſammlung ein Geſuch um Durchlegung einer Straße vom 
Kämmereiplatze an der Friedrichsſtraſe nach dem Wronkervlatze ges 
richtet worden; der Gegenſtand wird auf die Tagesordnung der 
nächſten Sitzung geſetzt. — Von einer Geſellſchaft iſt an die Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung eine Offerte für geruchloſe Abfuhr gerichtet 
worden; dieſes Geſuch wird der Kommiſſion, welche mit der Berathung 
über das Kanaliſationsprojekt beauftragt ift, überwieſen. — Es wird 
hierauf in der Feſtſtellung der Etats pro 1882/83 fortgefahren. 

Ueber den Etat für die Hospital⸗ Verwaltung be⸗ 
richtet im Namen der Finanzkommiſſton Stadtverordneter Man⸗ 
heimer. Danach balanefren Einnahme und Ausgabe mit 14,390 
M. (gegen 14.490 M. im Vorjahr). Unter Einnahme ergeben Erſatz⸗ 
leiſtungen 500 M. (gegen 300 M. im Vorjahre); aus dem Arbeitsver⸗ 
dienſt der Hospitaliten 50 M., Verkaufserlös für Nachlaßgegenſtände 
75 M. (gegen 50 M. im Vorfahre), 19 aus der Kämmereikaſſe 
13,765 M. (gegen 14.090 M. im Vorja vi Unter Ausgabe betragen 
die perſönlichen Verwaltungskoſten 680 M. (gegen 580 M. im Vor⸗ 
jahre), ſächliche Verwaltungskoſten 5700 M., Hausbedürfniſſe 7910 M. 
(gegen 8110 M. im Vorjahre), ſonſtige Aufwendungen für Hospitalſten 
70 M., unvorbergefehene Ausgaben. 

Der Etat der Waiſenpflege, über welchen Stadtper⸗ 
ordneter Man heimer berichtet, balaneirt in Einnahme und Aus⸗ 
gabe mit 16,865 M. (gegen 16,183 M. im Vorfahre). Unter Ein⸗ 
nahme ergeben: Pacht von Grundſtücken 31 M., Zinien 1182 M. 
Wan 1251 M. im Vorfahre), Zuſchuß aus der Kämmereikaſſe 14,342 

„ (gegen 13,586 M. im Vorfahre), erſtattete Pflegegelder 1300 M., 
unvorhergeſehene Einnahmen 10 M. Unter Ausgaben: die Koſten für 
Unterhaltung der Waiſenknaben⸗Anſtalt 4040 M., Koſten für die 
Jacob'ſche Wgiſenmädchen⸗Anſtalt 2800 M., Botten der offenen Waiſen⸗ 
pflege 7580 M., für Bücher und Schreibmaterialien 640 M,, insge⸗ 
ede it der Lend 

er a er Luiſenſtiftung zur Speiſung der 
Armen, über welchen gleichfalls Stadtverordneter N an Ge er 
berichtet, balancirt in Einnahme und Ausgabe mit 2964 d Zur 
Speiſung der Armen mit Suppe find 2900 M., zu unvorhergeſehenen 
kg 7 9 NC R dé 

eber die Feſtſtellung des Theater⸗Etats ben 

Stadtverordneter Czapski. Der Etat balancirt nach der Felten 
in Einnahme und Ausgabe 18,474 M. (gegen 19,488 M. im Vorjahr). 
Unter Einnahme betragen die Zinſen von Aktivvermögen und We = 
papiere 292 M., ordentliche Einnahmen 6285 M. (gegen 7221 M. im 
Vorfahr), Zuſchuß aus der Kämmereikaſſe 11,900 M. (gegen 11.975 M. 
im Vorfahr). Unter Ausgabe erfordern die Befoldungen 2815 M., 
die ſächlichen Verwaltungskoſten 8390 M. (gegen 9337 M. im Vorfahr), 
Abgaben und Laſten 7062 M., unvorhergeſehene Auf gaben 300 M. — 
Der von der Finanzkommiſſion bei Berathung dieſes Etats geſtellte 
Antrag: die Verſammlung möge bei der königl. Regierung dahin vor⸗ 
ſtellig werden, daß der Stadtgemeinde geſtattet werde, das Aktipver⸗ 
mögen des Thegterfonds in Höbe von ca. 600 M. dem Subſtanz⸗ 
Vermögen der Stadt einzuverleiben, wird von der Verſammlung an⸗ 
genommen. 

Der Hundeſteuer ⸗Etat, über welchen Stadtverordnet 
Czapski berichtet, wird in Einnahme und Ausgabe auf 7060 M. 
Meriattungstoten , MS, A re, M. 

) „Verwendung des Ueber es 6535 M. 

o 

„Ueber den Etat für die Stadtſchulden⸗Verwalt 
berichtet Stadtverordneter Brodni $: Nach der Feſtſtellung Baler 
eirt dieſer Etat in Einnahme und Ausgabe mit 126,559 M. ( egen 
126,436 M. im Vorfahr). Die Einnahme beträgt: 32,771 M. an 
Zinfen von Forderungen und Werthpapieren, 93,788 M. aus anderen 
S5 die Ausgabe: an Zinſen und Amortijation 126,559 M. — 

ie übrigen 5 noch feſtzuſtellenden Etats find in der Finanzkommiſfſton 
noch nicht genügend DE d 5 
er die Entlaſtung der Kämmexeikaſſen⸗Rech⸗ 
nung pro 1880/81 berichtet im Namen der Sint — 
Stadtverordneter Kronthal in eingehender Weiſe. Von der Ver⸗ 
ſammlung wird ſchließlich dem Magiſtrat die Decharge ertheilt, jedoch 
unter Vorbehalt der nachträglichen Dechargirung einiger beanſtandeter 
Rechnungen und der e ich d über einzelne Punkte Seitens 
des Magiſtrats. Auch ſchließt ſich die Verſammlung mehreren Wün⸗ 
ſchen der Finanzkommiſſion, die fich auf Etatsüberſchreitungen %C. ꝛc. 
beziehen, an. 

Der Magiſtrat hatte den Antrag 
ſich damit einverſtanden erklären, daß 
Grundſtücke Altſtadt Nr. 282/285 
S gpoihefen inckeſammthöhe von 24.600 M. gekündigt, und durch Zeſ⸗ 

on für den Armenfonds erworben werden. Nachdem in einer früheren 
ur Vorberathung über⸗ 


der Stadt nach erfolgter Kündigung bezahlt werden, da egen die Er⸗ 
[ } Diefer Antrag 
mmiffion wird nach längerer Debatte angenommen. 
Die Realſchulrechnung pro 1880/81, über welche der 
Vorſitzende berichtet, wird gemäß dem Magiſtratsantrage entlaftet. 

In Betr. der Rechnungen über die States 
amneuen Feſtungsthore waren in der Sitzung am 15. v. M. 
eeng die erwachſenen Mehrkoſten in Höhe von 3509 M. bewilligt. 

agegen mit der Feſtſtellung der Identität der gepflasterten Strecke 
die Baukommiſſion beauftragt worden, in d 
Stadtverordneter Jacobi berichtet. Derſelbe beantragt, die Rech⸗ 
nungen der Fortifikation und des Steinſetzmeiſters Ory nochmals dem 
Magiſtrate iu überweiſen mit dem Erſuchen, eine Zeichnung ans 
fertigen zu laſſen, aus welcher die in jeder der beiden Rechnungen 
. erſichtlich find. Dieſer Antrag wird 

In einer früheren Sitzung war die Uebernahme der Wall⸗ 

CN aße von der St. Pauli Airchſtraße bis zur ae een aht vom 

erliner Thor bis zum Neuen Thor und der Straße von St. Adalbert 
nach Przepadek abgelehnt worden. Nachdem nun der Magiſtrat die 
Kommandantur, von welcher jener Vorſchlag ausgegangen war, hiervon 
benachrichtigt, und als Hauptmotiv der Ablehnung angeführt hatte: 
es ſei zu befürchten, daß wenn die genannten Strecken von der Stadt⸗ 

emeinde übernommen würden, die Polizeibehörde bei Zunahme des 
Frachtperkehrs auf denſelben die Pflafterung verlangen werde, hat ſich 
nunmehr die Kommandantur an den Magiſtrat nochmals gewendet, 
und den Vorſchlag gemacht, die Uebertragung der genannten Strecken 


eren Namen nunmehr 


* 


= 


rath zu entheben, weil bei deſſen prinzipiellem Eintreten für die 


es zu wiſſen, die 


in der Weiſe zu vereinbaren, daß ein polizeilicher Zwang zur Pflaſterung 
derſelben aus zeſchloſſen werde. Date beantragt nun, 7 Ver⸗ 
ammlung möge ſich damit einverftanden erklären, daß nochmals in 
andlungen mit der Kommandantur eingetreten und eine Aenderung 
ges dahin erſtrebt werde daß der Magiſtrat von demſelben zu⸗ 
ane dur ſobald die Polizeibehörde die Pflaſterung verlangen ſollte.— 
diverordneter Fontane, welcher über dieſe Angelegenheit im 
Namen der Finanzkommiſſton berichtet, empfiehlt mit Nückſicht darauf, 
daß aus der Uebernahme der genannten Strecken kein Vortheil für die 
Stadtgemeinde erwachſen und die Unterhaltungsfoften, wenn dieſe 
Strecken zum Frachtverkehr benutzt werden ſollen, ſich höher ftellen 
würden, als der enen von der Stadtgemeinde geleiſtete Unter⸗ 
haltungsbeitrag, Ablehnung des Veet e — Nachdem 
Antrag des Stadtverordneten Jacobi, die Angelegenheit der 
ommiſſton zu überweiſen, abgelehnt worden iſt, wird ebenſo der 
Magiſtratsantrag abgelehnt. 
Die Koſten für Einrichtung der Rektorwohnung 
in der 4 Stadtſchule zu Klaſſenzimmern werden in 
Höhe von 473 M. gemäß dem Magiſtratsantrage, über welchen Stadt⸗ 
verordneter Jacobi berichtet, bewilligt. ` 
Ein Magiſtratsantrag, betreffend einen Parzellenumtauſch 
zwiſchen der Stadtgemeinde und dem Juſtizſiskus, 
wird der Baukommiſſion zur Vorberathung überwieſen. — Damit ers 
reichte die Sitzung, welche 44 Uhr Nachmittags begonnen hat, gegen 
7 Uhr Abends ihr Ende. 


THE EE E E EE BEER NL ERTEILEN get ENTER, 
Telegraphiſche Nachrichten. 

Berlin, 8. März. In der unter dem Vorſitze des Geſandten 
Grafen von Lerchenſeld⸗Köfering am 7. März abgehaltenen Plenar⸗ 
ſitzung des Bundesraths ertheilte die Verſammlung zunächſt den Ent⸗ 
würfen von Geſetzen für Elſaß⸗Lothringen, betreffend die Feſtſtellung 
des Landeshaushalts⸗Etats für 1882/83, die anderweitige Emrichtung 
der Kaſſenverwaltung, ſowie die Gerichtskoſten und die Gebühren der 
Gerichtsvollzieher, in der abgeänderten Faſſung, welche dieſe Entwürfe 
durch die Beſchlüſſe des Landesausſchuſſes erhalten haben, ihre Zuſtim⸗ 
mung. Sodann wurde der Antrag der Ausſchüſſe, betreffend die 
Grundsätze für die Beſetzung der Subaltern⸗ und Unterbeamtenſtellen 
bei den Reichs⸗ und Staatsbehörden mit Militär⸗Anwärtern, in zwei⸗ 
ter Berathung mit einigen Abänderungen angenommen. Auch mit dem 
Ausſchußantrage, betreffend die Zollbehandlung von Tiſchen aus lackir⸗ 
tem Holz mit eingelegten Verzierungen, erklärte ſich die Verſammlung 
einverſtanden. Die Eingabe einer Handelskammer betreffend die Zoll⸗ 
behandlung von Perlmutterſchalen wurde dem Herrn Reichskanzler 
überwieſen. Nachdem hiernächſt dem Entwurfe einer Geſchäftsordnung 
für die Kommiſſion zur Beobachtung des Vorübergangs der Venus vor 
der Sonne im Fabre 1882 die Zuſtimmung ertheilt worden war, wurde 
ſchließlich der Entwurf einer Verordnung betreffend die Verwendung 
giftiger Farben zur Herſtellung von Nahrungsmitteln, Genußmitteln 
und Gebrauchs⸗Gegenſtänden, den zuſtändigen Ausſchüſſen zur Vorbe⸗ 
zathung überwieſen. e 

Berlin, 8. März. S. M. Aviſo „Habicht“, 5 Geſchütze, Kommdt. 
Korv.⸗Kapt. Kuhn, tritt, eingegangener telegraphiſcher Nachricht 
SC, am 9. März er. von Sidney über Adelafde⸗Albany die Heim⸗ 
reiſe an. 

München, 8. März. Der zweite Vorſtand des Gemeinde⸗ 
Kollegiums, Ritter v. Schulthes, hat den Antrag eingebracht, 
ſämmtliche hieſige Simultanſchulen in katholiſche Schulen umzu⸗ 
wandeln und den Rektor Rohmeder ſeiner Stellung als Schul⸗ 


N 


Simultanſchulen ein erſprießliches Mitwirken zu der beantragten 
Umwandlung nicht zu erwarten ſei. 

Darmſtadt, 8. März. Die zweite Kammer hat heute den 
für das Polytechnikum geforderten Betrag bewilligt und den 
Antrag auf die mit Ablauf der Finanzperiode vorzunehmende 
Aufhebung desſelben in namentlicher Abſtimmung mit 28 gegen 
20 Stimmen abgelehnt. 

Straßburg i. E., 8. März. Wie die „Elſaß⸗Lothringiſche 
Zeitung“ mittheilt, berieth die Handelskammer in Kolmar in 
ihrer geſtrigen Sitzung über den ihr von der Regierung vor⸗ 
gelegten Geſetzentwurf betreffend das Reichstabaksmonopol und 
faßte einſtimmig den Beſchluß, ſich mit Entſchiedenheit für 
möglichſt baldige Einführung des Monopols auszuſprechen. 

Wien, 8. März. Die geſtrige Soirée bei dem Miniſter⸗ 
präſidenten Grafen Taaffe im Palais des Miniſteriums des 
Innern nahm einen äußerſt glänzenden Verlauf. Es wohnten 
derſelben bei die Erzherzöge Karl Ludwig, Ludwig Viktor, Karl 
Salvator, Albrecht und Rainer, die Erzherzoginnen Maria 
Thereſia und Maria Immaculata, die Herzogin Thyra, die 
Prinzeſſin Marie von Hannover, der Herzog von Naſſau, der 
Prinz von Weimar; ferner der deutſche Botſchafter Prinz Reuß, 
die übrigen Botſchafter und Geſandten, ſämmtliche Miniſter, die 
Präſidenten des Herrenhauſes und Unterhaujes, der Bürger⸗ 
meiſter von Wien, der Fürſt⸗Erzbiſchof von Wien, die 
Generalität, Mitglieder des Herrenhauſes und des Abgeordneten⸗ 
hauſes, höhere Beamte, Gelehrte, Mitglieder der Finanzwelt, 
Großinduſtrielle, Künſtler und Schriftſteller. Die Feſtlichkeit 
dauerte bis gegen Mitternacht. 

Peſt, 8. März. Der Finanzausſchuß hat das Staats⸗ 
budgetgeſetz unverändert angenommen. Der, Finanzminiſter erklärte, 
das 15 it werde in erſter Linie durch die Papierrente, ſodann 
durch die Petroleumſteuer und die in Folge der Zollerhöhung zu 
erwartenden Einkünfte, endlich durch die Erhöhung der Spiritus⸗ 
ſteuer, inſoweit dieſelbe in dieſem Jahre noch realiſirbar ſei, 
gedeckt werden. 

Wien, 8. März. n Feldmarſchall⸗Lieutenant 
Baron Jovanovic meldet vom 7. d. M. Nachts: Bei Wucido 
fand geſtern ein Gefecht gegen etwa 70 Inſurgenten ſtatt, welche 
Aber Polijce zurückgetrieben wurden. Der genannte Ort, wurde 


niedergebrannt gefunden. 

2 Paris, 7. März. Die Deputirtenkammer genehmigte den 
Entwurf eines Abkommens mit den Eiſenbahnen, durch welches 
den Deputirten das Recht zur Benutzung der Eiſenbahnen gegen 
einen Abzug von 120 Fres. jährlich zugeſtanden wird. — Nach 
hier eingegangenen Meldungen hat geſtern in Folge eines Miß⸗ 
verſtändniſſes bei Figuig an der marokkaniſchen Grenze zwiſchen 
franzöſiſchen und marokkaniſchen Truppen ein Zujämmenftoß 
ſtattgefunden. 

aris, 8. März. Zufolge einer Meldung aus Algier be⸗ 
ſtätigt es ſich, daß es zwiſchen den Arabern und den franzöſiſchen 
Truppen zu einem Zuſammenſtoß bei Figuig auf marokkaniſchem 
Gebiet gekommen iſt. Die franzöſiſchen Soldaten hatten, ohne 
Grenze von Marokko überſchritten. Der Kom⸗ 
mandirende der Truppenabtheilung erhielt deswegen einen Ver⸗ 


3 
weis, es wurden formelle Inſtruktionen erlaſſen, um der Wieder⸗ 
holung eines ähnlichen Vorkommniſſes vorzubeugen. 


Marſeille, 8. März. Der Miniſterreſident Rouſtan aus 


Tunis iſt geſtern hier eingetroffen und hat ſich von hier nach 
La Ciotat begeben. f 


Petersburg, 8. März. Das „Journal de St. Peters⸗ 


bourg" ſtellt die Hypotheſe auf, das die „Norddeutſche Allge⸗ 
meine Zeitung“ hinſichtlich der angeblichen Rede Skobjelew's in 


Warſchau wohl geirrt habe, da ſelbſt der „Czas“ (nicht Zar, 
wie die geſtrige Depeſche irrthümlich meldete), die Authentizität 
derſelben bezweifle. 
Bukareſt, 7. März. Der König Karl beglückwünſchte 
heute den König Milan anläßlich der Proklamirung des König⸗ 
reichs Serbien. — Der „Romanul“ beſpricht die Donaufrage 
und bemerkt, Kogalniceanu erſchwere der Regierung ihre Aufgabe, 
indem er die Donaufrage ausbeute, um ſeine perſönliche Bedeu⸗ 
tung zu vergrößern. 
Tunis, 8. März. Neun Europäer, welche von hier abge⸗ 
reift waren, um den franzöſiſchen Truppen in Gaſſa Waaren 
zu verkaufen, find zwiſchen Tunis und Kairuan ermordet worden. 
Verantwortlicher Redakteur: Kuchen m Poſen. — 


Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und Inſerate 
übern umt die Redaktion keine Verantwortung. 


Meteorbplogiſche Beobachtungen zu Poſen 
im März. 


Datum Beer: auf U WI 5 Wett 5 Lell. 

r. reduz. in mm. in d. e e r. i. Celſ. 

Stunde m Seehöhe Grad. 

8. Ze 2 758,5 I mäßig bedeckt ＋ 10,7 

8. Abnds. 1 758,8 IB mäßig bedeckt —+10,8 

9. Morgs. 6 758,1. W lebhaft halbbedeckt = 9,5 
Am 8. Wärme⸗Maximum 4108 Celſ. 


„ » Würme-Minimum + 12 = 


Wetterbericht vom 8. März, 8 Uhr Morgens. 


Barom. d. UI `, 9 
Ort nachd. Meeresniv Win v. Wetter. i. Cel 
reduz. in mm. Grad 
Mullaghmore 155 W 90 egen l 
Aberdeen 751 EI 6 halb bedeckt!) 12 
Chriſtianſund 751 SSD egen 2 
Kopenhagen 759 WNW Nebel 8 
Stockholm 755 SSO 4 bedeckt —3 
aparanda 749 2wolkenlos —16 
etersburg 744 TEN 4 wolkenlos —3 
Moskau 753 SO 3 Regen —5 
Cork, Queenſt. 763 SW 6[Regen 210 
Brei un . 772 SW 3. Dunſt 910 
Felder 766 SSW 4 wolkenlos 7 
Sylt 762 WSW 4%wolkig 6 
Kees 766 WSW Aſbedeckt ` 8 
winemünde 763 WSW̃ 5 bedeckt 2 8 
Neufahrwaſſer 762 SSW 3 bedeckt $ 2 
Memel 761 SSWẽ 4 Schnee d db 
aris. 773 SV 2 bedeckt 10 
Duer. . 769 WSW 7 bedeckt 10 
Karlsruhe 774 SW 2 bedeckt 4 
Wiesbaden 772 NW 2 [wolkig 5 
München 774 Hl wolkenlos 2 
Leipzig 770 W wolkig 8 
Berlin 76 SSW Iſbedeckt e 8 
Wien 774 ſtill halb bedeckt 0 
Breslau 769 Spt edeckt 2 4 
ale dA | 772 O 2 Dunſt | 7 
Nizza — 
Tee ; 712 ONO 2 wolkenlos 8 
) Seegang mäßig. ) Grobe See.) Seegang mäßig.) 
Dunſtig, Abends häufige Regenſchauer. 5) Abends Schnee, Nachts 


Regen.) Regneriſch. ) Grobe See, Nachts feiner Schnee.) Nachts 
Regen. ) Nachts Regen. d 
.. Stala für die Windſtärke: F 
1 = leiſer Zug, 2 = leicht, 3 = ſchwach, 4 = mäßig, 5 = 
gid, 6 = ſtark, 7 ſteif, 8 — e Sturm, 10 ſtarker 
Sturm, 11 = heftiger Sturm 12 — Orkan. 
Anmerkung: Die Stationen find in 4 Gruppen geordnet: 
1. Nordeuropa, 2. Küſtenzone von Irland bis Oſtpreußen, 3. Mittel⸗ 
Europa ſüdlich beier 4. Südeuropa. — Innerhalb jeder Gruppe 
iſt die Richtung von d Dit eingehalten. 
Ueberſicht der Witterung. x 
Unter dem Einfluſſe eines umfangreichen Depreſſionsgebietes im 
Norden wehen über Nord⸗Zentral⸗Europg bei warmem, trübem, etwas 
nebligem Wetter, meiſt mäßige, ſiellenweiſe ſteife weſtliche und ſüdweſt⸗ 
liche Winde, während im Süden die ſtille trockene und vorwiegend 
heitere Witterung fortdauert. In Folge der lebhaften weſtlichen Luft⸗ 
ſtrömung iſt über Nord⸗ und Mittel⸗Deutſchland, oſtwärts fortwäh⸗ 
rend, beträchtliche Erwärmung eingetreten. Am Nordfuße Alpen 
und über Oeſterreich dagegen iſt die Temperatur erheblich geſunken. 
Deutſche Scewarte. 


a and der Warthe. 
Poſen, am 8. März Morgens 1,52 Meter. 
D Të D Mittags 1,52 D 
Morgens 1,50 = 


D s 9. * 


0 
ler a,. M., 8. März gie) Belt. 
Yon, SE 20,475. Pariſer do. 81,00. Wiener do. 170,00, K.⸗M. 
St.⸗A. —. heiniſche do. —. Heſſ. Ludwigsb. 1013. K. M.⸗Pr.⸗Anth. 
1274. Reichsanl. 101%. Reichsbank 1483. ea er 


a do. 1 70 74 


175}. 

1.807 

„Kommandit — III. Orientanl. 561. 

SE Ee 104, ungariſche Papierrente —. Buſchtiehrader —. 
nge un 

Nach Schluß der Börſe: Kreditaktjen 274, Franzoſen 2625, Ga⸗ 

den 1194, II. Orientanl. —— III. Ori —. 


Matt. 
ärz. (Schluß⸗Courſe.) Schwankend. Schluß beſſer 


N d 
92. Böhm. Weſtbahn 256}. Eliſabethb. —. Nor 
26 mbard 


a Dier 298,75. Kaſch.⸗Oderb. 1 N 
Deb 707 28, E 


ungar. 
Auſtr. 


Pardubitzer 151,50. Nordweſt⸗ 
| 208,00. ihn 2502,50. Oeſterreich. 
Bank — . Türk. Looſe —. nbank 122,00. ee 


Alprozent. ungar. Bodenkredit⸗Pfandbrieſe —, Elbthal 220 
ungariſche Papierrente 87,20, ungar. Goldrente 87,85, Seier g. 
Ae, 8. Murg E dér Kreditaktien 
WS e.) Ungariſche Kre 313,75, 
öfterr. Krevittaktien 2190 Frame SÉ. Sombarden 143,00, Si 
lizier 298,75, Anglo⸗Auſtr. —, öfterr. 
rente 94,00 ten 58,82}, Napoleons 9,514, in 115,25, 
Elbthal 220,75, ungar. Papierrente 87,10, Aprozent. ungar Goldrente 

ungariſche Goldrente —.—, Nordweſtbahn 208,50. 


aris, 7. Wi 3 prozent. 
Anleihe von 1872 116,90, Italiener —,—, öfter, Wos g Ka 
Türken 5. Türtenlooſe 50,00, Spanier inter. —,—, do. exter. 
pter 329,00, Aerer, Rente —.— 


eg 


27%, ungar. Goldrente —,—, 


EN Il. de 

u, 8. März. Conſols IA, Zellen ie? 
86%, Lombard. 124, - de, Italieniſche Zero, Rent. 
E .Ruffen 


1873 83}, 5proz. Türken de 1865 11 
104, Oeſterr. Ei | 


Schlußkurſe. I i 
Vechſe aut e a ee ah 


1 H D RT 
Eiſendabn 140 . Cable Transfers 4,90}. Mee 
Geld leicht, für Regierungsſicherheiten 3, für andere Sicherheiten 


4 Prozent. 
Produkten⸗Kurſe. 


Bremen, 8. März Petroleum. 


` %& 3000 Sad. — Petroleum matt 
Standard white loco 7,55 Br., 7,45 Gd., März 7,45 Gd., e 
ER E EE 


e. 
Weizen pr. Frühjahr 12,28 G., 
t. Mats pr. Mai⸗ 
Peſt, 8. März. Produktenmarkt. Wei 
Io, pr. Frühſahr 1008 Br 1206 Si, Wa 
r. — Hafer pr. € „ 8, r. — 
Jun 7,2 Bd. 70 B — d — 
e 57,90. i 
Zucker ruhig, Nr. 3 pr. 100 Kilogr. per März 65,30, m. Kor 3 
izen feſt, 


Marques feſt, per März 61, B, = April 61,50, 


ver Mai⸗Juni 61,75, per Mai⸗Auguſt 61,30. — Rüböl feſt, 
März 68,50, per April 69,25, per Mai⸗Auguſt 71,25, per Ex — 
Dezember 72,75. — Spiritus feſt, per März 58,50, per April 59,50, 
per Mai⸗Juni —, per Mai⸗Auguſt 60,75, per Septbr.⸗Dezember 56,75. 
"Sc 7. Min. G 

Amſterdam, 7. rz. Getreidemarkt. (Schlußbericht. 
Weizen per März — Roggen ver! 88, per al 181 de 

ärz. Bancazinn 67. 


2 März. (Getreidemarkt.) Wei i 
3 ‚Käufer zurückhaltend, Gerſte 1 fh. e Ke Arti 
März. Getreidemarkt. Engliſcher Weizen 1—1 
1 "mp. billiger. — Wetter: E 

- e 8. März. Petroleummarkt. (Schlußbericht.) Raf⸗ 
Anita Type weiß, loco ; 18 bez., 184 

r., pr. Mai . Septbr.⸗Dezbr. 20 Br. Weichend. 
G R Weizen 

8260 gen 1.9909 d D 
gen 12,597 gegen ons in derſelben Woche des vori 
London, 8. März. Getreidemak ga nabe 
eene et letztem Montag: Weizen 11,600, Gerſte 9600, 


Weizen und Mehl träge, Gerſte und Hafer unverändert, Mais fe 
e hren felt kepten Montag: Wei ann E 
Gs 19010 Drts, a 8 EE e e 
en $—1 sh. billiger, träge, angel 
Mehl k fh, Diliger, Mas fett.. e Ae e 
London SÉ An ber Küſte angeboten 12 Weizenladungen. 
Soen. 8. E S dëmggenge Ar 12 A. Stetig. a e 
7 7. S etre d .) Weizen 1—2 d. 
billiger, Mehl matt, Mais ſtetig. Wetter: Schön. RN 
eh 7. März. ARTEN 7 
„O, uf rer) en loco „10. d 
afer 8 Hanf loco 34.50. Leinſaat (9 Rudy Loco 42 80. — 
Mancheſter, 7. März. ler Water Armitage 7}, 12 W 
Taylor 8, or Water Micholls 9, air Water Clayton 10, Jr Mock 
Townhead 93. 40r Mule Mayoll 94, 40r Medio tie 114, 
36r Warpcops Qual. Rowland Ch Air Double Weſton 103, Double 
courante Qnal. 144, deg d 5 85 pfd. 93. Feſt. u 
EA. dar cht. in 
113, Petroleum n 71. Gd. bo. f. 
Petroleum 61, do. Pipe line Certificates 
— D. 80 0. Mehl 4 P. 70 C. Rother en loko 1 D 
Hal 1 Der Mön 1.D 285 0, do pr. Aegt 1 D. „ do. pr. 
Mai 1 D. 30% i ` 1 5 air reflning 
e 74. Kaffee (Rio⸗) 91. Se arte a 9 K. 
oi —— ch $, do. Rohe u. Brothers 10}. Speck (short dear) 9%. 


CS Ki Fan 
5 5 D H eſt. 

für good first geſchäftslos. Durchſchnittli 8 1 
Sat. Ausfuhr nach Herbe 30000 Er ba, mad GER 
d. — 


Lé 


* 


000 
Vorrath von Kaffee in Rio 51500 Sack. 
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2 Berlin, 8. März. Die Börſe zeigte heut eine ſchwankende Hal⸗ 
tung, bei Beginn war die Tendenz ſchwach, bald darauf ees eine 
feftere Salkung Boden. Dann folgte wieder eine allgemeine Abſchwä⸗ 

ung, die ſpäter der von neuem einſetzenden Feſtigkeit Se machte. 
SE war die Spekulation unentſchloſſen und SEN Theil auch un⸗ 
thätig; man verſuchte dann dem Verkehr etwas Regſamkeit zu geben, 
indeſſen blieben im Großen und Ganzen die dahin gerichteten Beſtre⸗ 
bungen nur von geringem Erfolg gekrönt, da die aus Wien eintreffen⸗ 
den Kursdepeſchen durchaus keine nnd zu bieten geeignet waren. 
Alle von Wien abhängigen Werthe waren ſo zu ſagen zum Stillſtand 
verurtheilt. Die mehrfach ſich einſtellenden Kursſchwankungen blieben 
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Weizen niedriger, per ee Ca loko gelber inländiſcher 
210 bis 220 Mark, weißer 212—220 M., geringer 184—198 Mark 
bez. ver April⸗Mai 221— 20.5 M. bez., per Mai⸗Juni 220 M. bez., 


meiſt von unbedeutender Spannweite. Die Lee? zum Durchbruch ge⸗ 
langende Feſtigkeit ſtützte ſich auf eine Depeſche des „W. T. B.“ aus 
Petersburg, die eine Antwort des „Journ. de St. Petersb.“ Sit den 
geſtern an diefer, Stelle angezogenen Artikel der „Norddeutſchen Allge⸗ 
meinen Zeitung“ im Auszüge mittheilte. Wenn auch die Geſammt⸗ 
ſtimmung einen Grad von ee annahm, ſo blieb doch die Nei⸗ 
gung, am geſchäftlichen Verkehr theilzunehmen, ziemlich gering, und 
die geſchäftliche Thätigkeit blieb inſofern de Munch den SCH Tagen 
zurück, als heute nicht einmal irgend welche Ausnahmen oder Spezial⸗ 
fälle anzuführen ſind. Sowohl auf dem Spekulationsgebiete, wie am 
Kaſſenmarkte befleißigte man ſich einer großen Enthaltſamkeit. Ebenſo 
Bank u. Kredit⸗Aktien. Eiſenbahn⸗Stamm⸗AUktten. 
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